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5. Feststellungen zur Haushaltsrechnung und Vermögens-
übersicht 2023 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 15.11.2023 die 
überjährige Nutzung von Notkrediten für verfassungswidrig  
erklärt. Damit wurde bestätigt, dass die Praxis der Landesregie
rung, Notkreditmittel mittels Rücklagen überjährig zu verwenden, 
mit dem Grundsatz der Jährigkeit unvereinbar ist. Dennoch  
wurden 2023 notlagenbedingte Ausgaben von 622 Mio. € aus 
überjährigen Notkredit-Rücklagen finanziert. Rechtlich hätte es 
eines Nachtragshaushalts 2023 bedurft, um nach Feststellung 
der Notlage durch den Landtag neue Notkredite für die Aus-
gaben aufnehmen zu können. Dies ist nicht geschehen.  
 
Diese in 2023 fortgesetzte Finanzierung durch Notkreditrücklagen 
ist in der Haushaltsrechnung nicht transparent ausgewiesen. 
Wegen der Rücklagenfinanzierung wurde kein neuer Notkredit in 
Anspruch genommen. Dies verschleiert den Zusammenhang 
zwischen notlagenbedingten Ausgaben und Kreditbedarf und  
erschwert die Überprüfbarkeit.  
 
Die Landesregierung hat 2023 zahlreiche Rücklagen neu gebil
det. Der LRH empfiehlt erneut, bestehende Rücklagen abzubauen 
und nur noch in Ausnahmefällen Rücklagen zu bilden. Denn die 
rund 100 Rücklagen schränken die Transparenz im Haushalt ein 
und umgehen die Prinzipien der Jährlichkeit und Jährigkeit. 
Rücklagen aus Notkreditmitteln sind nicht zulässig. 
 
Mit einer Pro-Kopf-Verschuldung von 10.737 € weist Schleswig-
Holstein wie in den Vorjahren den zweithöchsten Wert unter den 
Flächenländern aus. Dieser Wert liegt 76 % über der durch
schnittlichen Pro-Kopf-Verschuldung aller Flächenländer von 
6.089 €. 
 
Die Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung weist den Liqui-
ditätsbestand nur unvollständig aus. Sie erlaubt auch keine 
Rückschlüsse auf die Ursachen des Liquiditätsabflusses von 
1.400 Mio. €. Die Landesregierung sollte künftig in der Haus
haltsrechnung über die Herkunft und den Verbleib der liquiden 
Mittel informieren.  
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5.1 Prüfauftrag des LRH 
 
Nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
(LV) hat die Landesregierung dem Landtag die Haushaltsrechnung vorzu
legen. Der LRH berichtet dem Landtag und der Landesregierung unmittel
bar zur Haushaltsrechnung. 
 

5.2 Wie hoch war Schleswig-Holstein 2023 verschuldet? 
 
Nach § 18 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung (LHO)1 bestimmt das Haus
haltsgesetz, bis zu welcher Höhe das Finanzministerium Kredite zur  
Deckung von Ausgaben und zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen 
Kassenwirtschaft aufnehmen darf. Die Inanspruchnahme dieser Krediter-
mächtigungen obliegt dem Finanzministerium.  
 
In der Haushaltsrechnung werden unterschiedliche Schuldenstände (Kre
ditmarktschulden, fundierte Schulden sowie Schulden des Kernhaushalts 
beim nicht-öffentlichen Bereich) sowie Betrachtungszeiträume (Kalender-
jahr und Haushaltsjahr) für den Kernhaushalt dargestellt.2  
 
Der Vergleich der jeweiligen Schuldenstände mit den Vorjahreswerten 
bringt unterschiedliche Neuverschuldungen hervor.3 
 

5.2.1 Der Schuldenstand zum 31.12.2023 
 
Laut Haushaltsrechnung war der Kernhaushalt des Landes zum 31.12.2023 
am Kreditmarkt mit 30.889,0 Mio. € verschuldet. Hierbei handelt es sich 
um valutierte Schulden, also um solche, die auch zu Zinszahlungen führen. 
Im Vergleich zum Vorjahr sind die Kreditmarktschulden um 308,9 Mio. € 
gesunken. 
 
Der Zufluss an Kreditmitteln betrug 4.052,1 Mio. € und die Tilgung 
4.563,2 Mio. €. In Höhe der Differenz von 511,1 Mio. € ist der Schulden-
stand zurückgegangen. Jedoch hat die Landesregierung 2023 Schulden 
des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) in Höhe von 
202,1 Mio. Mio. € in den Kernhaushalt übernommen. Daher reduzierte sich 
der Schuldenstand zum 31.12.2023 nicht um 511,1 Mio. €, sondern um 
308,9 Mio. €. 

  

                                                      
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

1992, S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 
Nr. 17. 

2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 223. 
3  Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 6.9.4. 
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Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung seit 1970: 

 
Abbildung 1: Entwicklung der Landesschulden 1970 bis 2023, jeweils zum 31.12. 
Quelle: Umdruck 20/3489 

 
5.2.2 Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 

 
Beim fundierten Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres handelt es 
sich um einen buchungsmäßigen Schuldenstand, der zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht vollständig mit Krediten hinterlegt war und daher auch nicht 
vollumfänglich zu Zinszahlungen führt. Die valutierte, also liquiditätsmäßige 
Kreditaufnahme erfolgte teilweise erst in 2024. 
 
Der fundierte Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2023 ist im 
Vergleich zum Vorjahr (33.688,8 Mio. €) um 514,0 Mio. € auf 
33.174,8 Mio. € gesunken. 
 
In der Haushaltsrechnung 2023 hingegen wird eine negative Neuverschul
dung in Höhe von 716,1 Mio. € ausgewiesen. Dies ist darauf zurückzufüh
ren, dass die direkte Schuldenübernahme vom UKSH in Höhe von 
202,1 Mio. €1 im kameralen Haushalt nicht gebucht wird: 
 

Negative Neuverschuldung lt. Haushaltsrechnung 2023 in Mio. € 

Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt abzüglich 
Ausgaben zur Schuldentilgung an Kreditmarkt 

3.847,0 
4.563,2 

Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt  -716,1 
Tabelle 7: Ermittlung der negativen Verschuldung 
Quelle: Haushaltsrechnung 2023 

 

                                                      
1  Vgl. Tz. 5.2.1. 
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Die negative Netto-Neuverschuldung resultiert insbesondere aus der Auflö-
sung von Rücklagen und Sondervermögen, die aus Corona- und Ukraine-
Nothilfen gebildet worden sind. Das Bundesverfassungsgericht hatte mit 
Urteil vom 15.11.20231 Aussagen zum Umgang mit Notkrediten sowie 
u. a. zum Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit getroffen. Werden Notkre-
ditermächtigungen nicht in dem betroffenen Haushaltsjahr genutzt, ver-
fallen sie zum Ende des Haushaltsjahres. Eine Bevorratung von Notkre
ditmitteln durch Rücklagen oder in Sondervermögen ist nicht zulässig. 
 
Vor diesem Hintergrund wurden 2023 im Haushaltsvollzug Rücklagen für 
Corona- und Ukraine-Nothilfen in Höhe von 850,1 Mio. € aufgelöst und 
432,8 Mio. € aus Sondervermögen entnommen. Diese Entnahmen in Höhe 
von insgesamt 1.282,9 Mio. € sind als allgemeine Deckungsmittel dem 
Haushalt zugeflossen. Zudem musste die für den Haushaltsausgleich nach 
dem Haushaltsgesetz zulässige Kreditaufnahme nicht vollständig in  
Anspruch genommen werden (vgl. Tz. 4.4).  
 
Die Rückführung der Nothilfemittel hat nicht dazu geführt, dass sich die 
Tilgungsausgaben erhöht haben. Von Anfang an waren Tilgungsausgaben 
von 4.538,1 Mio. € im Haushalt geplant. 
 
Wie unter Tz. 5.2.1 beschrieben, betrug im Kalenderjahr 2023 der Zufluss 
an Kreditmitteln 4.052,1 Mio. €. In der Haushaltsrechnung hingegen werden 
als Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt 3.847,0 Mio. € ausgewiesen.  
 
Die voneinander abweichenden Werte lassen sich mit dem praktizierten 
Verfahren des sogenannten Haushaltsausgleichs begründen. Dem Finanz-
ministerium ist es erlaubt, im folgenden Haushaltsjahr eingehende Einnah-
men noch zugunsten des abzuschließenden Haushaltsjahres zu buchen 
oder umzubuchen. Diese Ermächtigung nutzt das Finanzministerium, um 
Krediteinnahmen für den erforderlichen Haushaltsausgleich einzusetzen.2 
 
Die sich hieraus für 2023 ergebenen Effekte lassen sich folgendermaßen 
beschreiben: 

  

                                                      
1  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
2  Haushaltsrechtliche Ermächtigung in Kap. 1116. 
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Zusammensetzung der 2023 ausgewiesenen Krediteinnahme 

Einzelne Komponenten der Krediteinnahme in Mio. €  
aus 2024 empfangene Krediteinnahmen für den  
Haushaltsausgleich 2023 
zuzüglich  
Einzahlungen 2023 aus Kreditverträgen 
abzüglich  
aus 2023 für den Haushaltsausgleich nach 2022  
gebuchte Krediteinnahmen 

 
2.285,8 

 
4.052,1 

 
 

2.490,9 

Krediteinnahme gemäß Haushaltsrechnung 3.847,0 
Tabelle 8: Zusammensetzung der 2023 ausgewiesenen Krediteinnahmen 
Quelle: Haushaltsrechnung 2023 

 
Im Ergebnis weicht der buchhalterische Schuldenstand (33.174,8 Mio. €) 
zum Ende des Haushaltsjahres 2023 um 2.285,8 Mio. € von dem tatsäch
lichen mit Kreditverträgen hinterlegten Schuldenstand zum 31.12. 
(30.889,0 Mio. €) ab. 
 

5.2.3 Schulden der Extrahaushalte  
 
Die Ausführungen unter Tz. 5.2.1 beziehen sich nur auf den Kernhaushalt 
und umfassen nicht die Verschuldung der Extrahaushalte des Landes. Ex-
trahaushalte sind öffentliche Einrichtungen und Unternehmen, die überwie-
gend vom Staat finanziert und unter dessen Kontrolle liegen und Nicht
marktproduzent sind.1 Sie sind aus dem Landeshaushalt ausgegliedert. 
Deren Verschuldung wird durch das Statistische Bundesamt veröffentlicht.  
 

Schulden Extrahaushalte in Mio. € 
Extrahaushalt Schuldenstand 

31.12.2023 
Veränderung 
zum Vorjahr 

Dataport AöR  10,0   -0,9 
hsh portfoliomanagement AöR  0,0  -194,4 
Ratzeburg-Möllner Verkehrsbetriebe  0,2  +0,2 
AKN Eisenbahn GmbH 26,3 +26,3 
Studentenwerk Schleswig-Holstein 29,0 +29,0 
Universität Kiel  0,7 -0,1 
Kommunaler Investitionsfonds (KIF)  178,6  +24,8 
Landesmuseen Schloss Gottorf  0,3  0 
Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein 4,0 +4,0 
Insgesamt: 249,1  -111,1 

Tabelle 9: Schulden der Extrahaushalte zum 31.12.2023 und im Vergleich zum Vorjahr; ohne 
HIS-Institut für Hochschulentwicklung e.V. (91 € Kassenkredit) 
Quelle: „Einnahmen, Ausgaben und Schulden der Extrahaushalte der staatlichen Ebene 2023“, 
Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

                                                      
1  Statistisches Bundesamt, Fachbegriffe der Finanz- und Personalstatistiken, S. 6.  
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Erst wenn die Schulden des Kernhaushalts und der Extrahaushalte  
gemeinsam betrachtet werden, ist eine bessere Vergleichbarkeit der öffent-
lichen Haushalte untereinander möglich. 
 

5.2.4 Pro-Kopf-Verschuldung des Landes inklusive der Extrahaushalte 
 
Das Statistische Bundesamt weist für den öffentlichen Gesamthaushalt 
des Landes Schleswig-Holstein eine Verschuldung beim nicht-öffentlichen 
Bereich von insgesamt 31.764 Mio. € (2022: 32.959 Mio. €) aus. Dieser 
Schuldenstand zum 31.12. setzt sich zusammen aus: 
 

Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts in Mio. € 
Schulden des öffentlichen 
Gesamthaushalts (in Mio. €) 

Schuldenstand 
31.12.2022 

Schuldenstand 
31.12.2023 

 Kreditmarktschulden 
./. Verschuldung im öffentlichen 
 Bereich 
+ Kassenkredite 
+ Extrahaushalte 

31.198 
 

210 
1.611 

360 

30.889 
 

782 
1.408 

249 
 32.959 31.764 

Tabelle 10: Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts 

 
Bei der vom Statistischen Bundesamt dargestellten Verschuldung werden 
Schulden beim öffentlichen Bereich heraus- und Kassenkredite im nicht-
öffentlichen Bereich hinzugerechnet. Der Schuldenstand des öffentlichen 
Gesamthaushalts ist Grundlage für die Berechnung der Pro-Kopf-Verschul-
dung. Mit dieser Kennzahl wird der Schuldenstand der Länder mit unter
schiedlicher Einwohnerzahl vergleichbar gemacht. 
 
Nachfolgende Grafik stellt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes 
Schleswig-Holstein und der übrigen Flächenländer 2023 dar: 
 

 
Abbildung 2: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer inklusive der Extrahaushalte 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen und Statistisches Bundesamt (Destatis), „Schulden des Öffent
lichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 - Bl. 71321-22 vom 
29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de 
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Wie in den Vorjahren war auch 2023 Schleswig-Holstein nach dem Saar
land das pro Kopf am zweithöchsten verschuldete Flächenland.  
 
Jeder Schleswig-Holsteiner hatte zum 31.12.2023 rechnerisch eine Schul
denlast von 10.737 € zu tragen. Im Vergleich zum Vorjahr ist der Wert um 
451 € gesunken (2022: 11.188 €). Dieser Rückgang verteilt sich neben einer 
gestiegenen Einwohnerzahl (-45 €/Einwohner) wie folgt: 
• Kreditmarktschulden: -104 €/Einwohner 
• Herausrechnung Schulden im öffentlichen Bereich: -193 €/Einwohner 
• Kassenkredite: -69 €/Einwohner 
• Schulden Extrahaushalte: -38 €/Einwohner 
 
Je Einwohner übersteigt der Schuldenstand des Landes (10.737 €) den 
Durchschnitt der Flächenländer (6.089 €) um 76 %.  
 
Der Durchschnittswert der Flächenländer ist im Vergleich zum Vorjahr um 
200 € je Einwohner gesunken (2022: 6.289 €).  
 
Die Pro-Kopf-Verschuldung bildet nur die Landesschulden ab. Hinzu kom-
men noch die anteiligen Schulden des Bundes (20.078 €/Einwohner)1 und 
der schleswig-holsteinischen Kommunen (1.807 €/Einwohner).2 
 

5.2.5 Kassenkredite und Barsicherheiten  
 
Zum 31.12.2023 beträgt der Schuldenstand des öffentlichen Gesamthaus
halts 31.764 Mio. €3. Darin enthalten sind Kassenkredite in Höhe von 
1.408 Mio. €. Von diesen Kassenkrediten entfallen 1.007,9 Mio. € auf Bar
sicherheiten, die das Land im Zuge abgeschlossener Zinsderivate von den 
Vertragspartnern erhalten hat (Collateralzahlungen).  
 
Beim Einsatz von Derivaten besteht das Risiko, dass ein Vertragspartner 
ausfällt und deshalb seine vereinbarten Zahlungsverpflichtungen nicht (voll) 
erfüllen kann. Um diese Ausfallrisiken zu reduzieren, werden Barsicherhei
ten eingesetzt. Hierbei handelt es sich um liquide Mittel, die als Sicherheiten 
wechselseitig gestellt oder entgegengenommen werden. Das Land Schles-
wig-Holstein beteiligt sich an diesem Verfahren seit 2013.  
 
Die eingenommenen Barsicherheiten werden nicht als Einnahme erfasst, 
sondern außerhalb des Haushalts gebucht. Sie werden durch die bundes

                                                      
1  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-01, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
2  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-13, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
3  Vgl. Tz. 5.2.3. 



31 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

einheitlichen Statistikvorgaben als Kassenkredite in der Haushaltsrechnung 
ausgewiesen.  
 
Der seit 2013 fortgeschriebene Saldo aus Auszahlungen und Einzahlun
gen ist seit 2022 positiv. Dies bedeutet, dass die insgesamt erhaltenen 
Einzahlungen überwiegen, also die Banken mehr Sicherheiten als das 
Land gestellt haben. 
 

Entwicklung Saldo Barsicherheiten in Mio. € 
Jahr Gestellte 

Sicherheiten 
Erhaltene 

Sicherheiten 
Saldo 

2013  230,30 230,30 
2014 311,40 179,40 -132,00 
2015 283,60 197,00 -86,60 
2016 403,80 224,60 -179,20 
2017 387,15 230,60 -156,55 
2018 440,55 205,40 -235,15 
2019 894,95 109,00 -775,95 
2020 1.241,25 141,90 -1.099,35 
2021 789,05 135,70 -653,35 
2022 593,6 1.611,05 1.017,45 
2023 404,60 1.007,85 603,25 

Tabelle 11: Entwicklung des Saldos der Barsicherheiten 2013 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnung des Landes 

 
Der positive Saldo ab 2022 ist auch auf die Zinswende in 2022 zurückzu
führen. Der Zusammenhang zwischen Zinsentwicklung und den Barsicher-
heiten wird anhand der nachstehenden Grafik verdeutlicht: 
 

 
Abbildung 3: Monatliche Entwicklung des Saldos der erhaltenen abzüglich der gestellten Bar
sicherheiten und 10-Jahres-Zinssatz (Swapsatz) von Januar 2013 bis Dezember 2023 
Quelle: Bundesbank und Buchführung des Landes 
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Ein Zinsanstieg von einem Basispunkt (0,01 %) führt kurzfristig zu einem 
Nettozufluss an Barsicherheiten von ca. 5 Mio. €. Da die Zinssätze in einem 
Monat durchaus um +/- 20 Basispunkte und mehr schwanken, ergibt sich 
daraus ein entsprechendes Liquiditätsrisiko für das Land. Erhaltene Bar-
sicherheiten müssen verzinst werden, aber das Land kann das Geld auch 
seinerseits anlegen - oder die Kreditaufnahme verringern.  
 
Den Nettobestand an Barsicherheiten kann man interpretieren als den 
Barwert der Zinsersparnisse, die das Land in den nächsten Jahren durch 
die in Zeiten niedriger Zinsen abgeschlossenen Sicherungsgeschäfte  
erzielt. Auch wenn das Land „im Plus“ ist, darf daraus nicht geschlossen 
werden, dass der Einsatz von Zinsderivaten per se zu Zinsersparnissen 
führt. Denn das Land hätte sich alternativ, d. h. ohne Einsatz von Deriva
ten, auch entsprechend längerfristig verschulden und vergleichbare Zins
ersparnisse realisieren können. Die erhaltenen Barwerte werden in der 
Haushaltsrechnung wie Kassenkredite behandelt.  
 

5.2.6 Weitere zuzurechnende Schulden 
 
Neben den Kern- und Extrahaushalten bestehen nach dem sogenannten 
Schalenkonzept noch weitere Einheiten, die nicht dem Sektor Staat zuzu
rechnen sind.  
 
Diese sonstigen öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU) 
entstehen durch Auslagerung öffentlicher Aufgaben, Neugründung oder 
Beteiligungserwerb. Hierunter zählen Einheiten, deren Eigentümer mehr
heitlich - unmittelbar oder mittelbar - den öffentlichen Kernhaushalten  
zuzuordnen sind (z. B. Länder). 
 
Insgesamt betrachtet bilden der Kernhaushalt, die Extrahaushalte sowie 
die FEU den öffentlichen Bereich. Im Gegensatz zu den Extrahaushalten 
sind FEU öffentliche Marktproduzenten, die ihre Kosten überwiegend mit 
eigenen Umsätzen decken. 
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Abbildung 4: Schalenkonzept in den Finanz- und Personalstatistiken 
Quelle: Statistisches Bundesamt mit Ergänzung durch den LRH 

 
Bezogen auf das Land Schleswig-Holstein zählen bspw. die Schleswig-
Holsteinische Landesforsten AöR und das UKSH zu den FEU. 
 
Insgesamt belaufen sich die den FEU zurechenbaren Schulden auf 
1.191 Mio. €.1 Hierdurch steigt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes um 
weitere 402 € auf dann 11.139 € je Einwohner. 
 
Der Landtag hat in seiner Sitzung am 20.03.20242 die Landesregierung 
aufgefordert, künftig in der Haushaltsrechnung die Verschuldung des Lan
des umfassender und neben den Schulden der Kern- und Extrahaushalte 
auch die der FEU darzustellen. 
 
Das Finanzministerium hat für die Haushaltsrechnung 2024 eine transpa
rente Darstellung zugesagt.  
 

5.3 Trotz geringerer Verschuldung deutlich höhere Zinsausgaben 2023 
 
Die Verschuldung des Kernhaushalts, also die valutierten Schulden, zum 
31.12.2023 ist im Vergleich zum Vorjahr um 309 Mio. € auf 30.889 Mio. € 
gesunken.3 Dies ist ein Rückgang von 1,0 %. Die Zinsausgaben sind jedoch 
im gleichen Zeitraum um 27,0 % gestiegen (vgl. Tz. 5.3.1).  
 

                                                      
1  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-22, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
2  Plenarprotokoll 20/54. 
3  Vgl. Tz. 5.2.1. 
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Die nachstehende Grafik zeigt die Entwicklung des Schuldenstands und 
der Zinsausgaben seit 2014. 
 

 
Abbildung 5: Entwicklung Schuldenstand und Zinsausgaben 2014 bis 2023 
Quelle: Daten gemäß Umdruck 20/3489 

 
Von 2014 bis 2020 ist der Schuldenstand um 2.920 Mio. € gestiegen. 
Gleichzeitig sind die zu zahlenden Zinsen um 448 Mio. € gesunken. Hin
gegen ist der Schuldenstand von 2021 bis 2023 um 673 Mio. € gesunken 
und die Zinsausgaben um 113 Mio. € gestiegen. Grund hierfür sind die in 
2022 gestiegenen Zinsen. 
 
Im Vergleich der Eckwerte 2014 und 2023 sind die Schulden um 
3.783 Mio. € gestiegen und die Zinsausgaben von 773 Mio. € auf 
450 Mio. €, also um 323 Mio. €, gesunken. Ursache hierfür ist der rückläu
fige Zins: 2014 musste das Land durchschnittlich 2,9 % für seine Schulden 
zahlen, 2023 nur noch 1,4 %. 
 
Die vergangenen Zinsersparnisse sind durch Mehrausgaben an anderer 
Stelle konsumiert worden, anstatt den Schuldenstand zu senken. Damit ist 
das langfristige Zinsänderungsrisiko für den Haushalt hoch. Die Finanz
planung der Landesregierung aus 2024 rechnet mit einer Verdoppelung 
der Zinsausgaben in 2033 auf mehr als eine Milliarde Euro.1 

  

                                                      
1  LT-Drs. 20/2762, S. 29. 
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5.3.1 Zinsausgaben 2023 
 
Die Zinsausgaben 2023 sind im Vergleich zum Vorjahr gestiegen und  
betrugen insgesamt 449,8 Mio. €. Das sind 95,7 Mio. € mehr als 2022 
(354,1 Mio. €). 
 

Zinsausgaben 2022 und 2023 in Mio. € 

 2022 2023 
Zinsausgaben inkl. Stückzinsen 355,1 438,6 
Saldo aus vereinnahmten (-) und gezahlten (+) Agien 9,0 21,2 
Entnahme Zinsausgleichsrücklage -10,0 -10,0 
Insgesamt: 354,0 449,8 

Tabelle 12: Zinsausgaben 2022 und 2023 

 
Der Saldo der Agien hat sich im Vergleich zu 2022 mehr als verdoppelt. 
Das Finanzministerium lehnt es weiterhin ab, Agio-Zahlungen periodenge
recht zuzuordnen. 
 
Der LRH wird die Veranschlagungspraxis von Agio-Zahlungen weiterver
folgen. Im Bundeshaushaltsentwurf 2025 ist eine periodengerechte Zuord
nung derzeit vorgesehen. 
 

5.3.2 Überdurchschnittlich hohe Zinsausgaben je Einwohner  
 
Die überdurchschnittlich hohe Verschuldung Schleswig-Holsteins1 führt 
auch zu überdurchschnittlich hohen Zinsausgaben. 2022 entfielen auf jeden 
Einwohner Schleswig-Holsteins Zinsausgaben von durchschnittlich 152 €. 
Die Flächenländer insgesamt wiesen Ausgaben von durchschnittlich 98 € 
je Einwohner auf. Während sich der Durchschnittswert der Flächenländer 
2023 im Vergleich zum Vorjahr (83 € je Einwohner) um 18 % erhöht hat, 
stieg der Wert Schleswig-Holsteins (Vorjahr: 120 € je Einwohner) um 27 %. 
 
Auch der Vergleich über die Zins-Steuer-Quote zeigt, dass die Zinsausga
ben des Landes überdurchschnittlich hoch sind. 
 

                                                      
1  Vgl. Tz. 5.2.4. 



36 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

 
Abbildung 6: Zins-Steuer-Quoten 2014 bis 2023 
Quelle: Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Einnahmen und Ausgaben der Länder (Kern
haushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister 
 
Diese Kennzahl gibt an, wie viel Prozent der Steuereinnahmen für Zins
ausgaben verwendet werden. Musste Schleswig-Holstein 2014 noch 
10,8 % seiner Steuereinnahmen für Zinsausgaben verwenden, sank diese 
Quote auf 3,8 % in 2023. Die Flächenländer hingegen konnten ihre Quote 
im gleichen Zeitraum von 6,3 auf 2,4 % senken. 
 

5.4 Anzahl der nicht notkreditfinanzierten Rücklagen steigt weiter 
 
Die Landesregierung darf nach § 62 Abs. 3 LHO weitere Rücklagen nur für 
bestimmte Zwecke bilden. Diese Möglichkeit soll zu einem wirtschaftliche
ren Verwaltungshandeln beitragen1 und insbesondere dem sogenannten 
Dezemberfieber entgegenwirken. Damit ist gemeint, dass die Ressorts am 
Jahresende möglicherweise unnötige Ausgaben tätigen, nur weil noch 
entsprechende Mittel verfügbar sind.  
 
Mit der Revision der Regelungen zur Schuldenbremse dürfen seit 2020 
Ausgaben auch durch Entnahmen aus Rücklagen finanziert werden. Seit
dem werden vermehrt Rücklagen anstelle von Ausgaberesten gebildet. 
Denn bei der Inanspruchnahme von Rücklagen müssen die Ressorts -  
anders als bei den Ausgaberesten - keine Deckung zulasten anderer 
Haushaltsansätze im Folgejahr erbringen. Das macht das Instrument der 
Rücklagenbildung attraktiver. Dies spiegelt sich bei dem rückläufigen  
Volumen der gebildeten Ausgabereste2 sowie der Anzahl an Rücklagen 
wider. 

                                                      
1  Verwaltungsvorschriften zu § 62 Nr. 1 LHO. 
2  Vgl. Tz. 5.11.2. 

0

2

4

6

8

10

12

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

in % Zins-Steuer-Quoten 

Schleswig-Holstein Flächenländer



37 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Übersicht über die Anzahl und den Bestand aller Rücklagen 

Stichtag: 31.12.2021 Stichtag: 31.12.2022 Stichtag: 31.12.2023 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
86 5.564,85 112 2.813,00 103 1.610,63 

Tabelle 13: Übersicht über die Anzahl und den Bestand aller Rücklagen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
In der Haushaltsrechnung 2023 werden zum 31.12.2023 insgesamt 103 
Rücklagen mit einem Bestand von 1.610,6 Mio. € aufgeführt1. Im Vergleich 
zum Vorjahr hat sich die Anzahl der Rücklagen verringert.  
 
Von den 103 Rücklagen entfallen 5 (2022: 18) auf Corona-Rücklagen und 
8 (2022: 15) auf Ukraine-Rücklagen. Durch das Urteil des Bundesverfas
sungsgerichts zum Umgang mit Notkrediten vom 15.11.20232 haben sich 
die Anzahl und das Volumen der notkreditfinanzierten Rücklagen redu
ziert. Die Ressorts waren vom Finanzministerium aufgefordert, sämtliche 
zum Jahresende 2023 nicht verbrauchten Haushaltsmittel aus Rücklagen, 
die aus Notkrediten des Landes Schleswig-Holstein finanziert wurden, 
dem Landeshauhalt zuzuführen.3 
 
Die daraus resultierende reduzierte Rücklagenanzahl darf aber nicht  
darüber hinwegtäuschen, dass die Anzahl und der Bestand der nicht not
kreditfinanzierten Rücklagen weiter gestiegen sind.  
 

 
Abbildung 7: Anzahl und Bestand der Rücklagen - ohne Corona- und Ukraine-Rücklagen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2910, S. 146-152. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
3  Erlass des Finanzministeriums vom 01.12.2023, Ergänzungen zur Haushaltsführung im 

Haushaltsjahr 2023. 
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Die Anzahl der nicht notkreditfinanzierten Rücklagen erhöhte sich von 79 
auf 90, ebenso stieg der Bestand von 952,0 Mio. € auf 1.176,1 Mio. €. 
 
Mit der Bildung von Rücklagen zur Finanzierung von Ausgaben in zukünf
tigen Jahren wird die Transparenz im Haushalt eingeschränkt und werden 
die Prinzipien der Jährigkeit und Jährlichkeit umgangen. Der Landtag hat 
2024 deshalb das Finanzministerium u. a. aufgefordert, an die Bildung von 
Rücklagen einen restriktiveren Maßstab anzulegen.1 
 

5.5 Urteil des Bundesverfassungsgerichts - Auswirkungen auf den Lan
deshaushalt  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 15.11.20232 Aussagen 
zum Umgang mit Notkrediten sowie u. a. zum Haushaltsgrundsatz der 
Jährigkeit getroffen: Werden Notkreditermächtigungen nicht in dem  
betroffenen Notlagenjahr genutzt, verfallen sie zum Ende des Haushalts
jahres. Eine überjährige Bevorratung von Notkreditmitteln durch Bildung 
von Rücklagen oder von Sondervermögen ist nicht zulässig.  
 
Auch Schleswig-Holstein hatte Notkredite über das Notlagenjahr hinaus 
zur Finanzierung von Ausgaben in Rücklagen und Sondervermögen  
„gesichert“. 
 

5.5.1 Notkreditfinanzierte Rücklagen und Sondervermögen des Landes bis 
2022 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie hatte der Landtag 2020 eine außerge
wöhnliche Notsituation festgestellt und eine Überschreitung der zulässigen 
Nettokreditaufnahme in Form eines Notkredits bewilligt. Eine weitere Not
lage stellte er 2022 als Folge des russischen Angriffskrieges gegen die  
Ukraine fest und gewährte einen zusätzlichen Notkredit. Insgesamt wurden 
2020 und 2022 Notkredite bis zu 6.500 Mio. € bewilligt. 
 
Die aufgenommenen Notkredite wurden größtenteils zur Verwendung in 
späteren Jahren in Rücklagen gebucht. 2022 wurden Mittel daraus in das 
Sondervermögen IMPULS überführt. Ferner hatte der Landtag 2022  
beschlossen, den Corona-Notkredit wegen der unerwartet guten Steuer
schätzung deutlich zu reduzieren.3 Als Folge dessen wurden 2.313 Mio. € 
aus den Notkreditrücklagen zum Zwecke der Sondertilgung entnommen. 
 

                                                      
1  LT-Drs. 20/1938. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
3  LT-Drs. 20/162. 
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Die folgende Tabelle stellt die Verwendung der Notkredit-Mittel von 2020 
bis 2022 dar: 
 

Verwendung Notkredit-Mittel 2020 bis 2022 in Mio. € 

 2020 bis 2022 
Mittelabfluss Corona-Notkredit  
 Nothilfen 1.131,8 
+ Ausgleich Steuermindereinnahmen Kommunen 222,4 
+ Ausgleich Steuermindereinnahmen Land 393,3 
+ Sicherung Infrastrukturinvestitionen 173,8 

+ Mittelabfluss Ukraine-Notkredit 41,6 

= Mittelabfluss gesamt 1.962,9 

+ Rücklagenentnahme zur Sondertilgung 2.313,3 
= Insgesamt 4.276,2 

Tabelle 14: Verwendung Notkredit-Mittel 2020 bis 2022 
Quellen: Umdrucke 20/3423, 20/3422 (neu) und Angaben des Finanzministeriums 

 
Im Zeitraum 2020 bis 2022 wurden von den ursprünglichen 6.500,0 Mio. € 
Notkrediten insgesamt 1.962,9 Mio. € verbraucht und 2.313,3 Mio. € aus 
den Notkreditrücklagen zur Sondertilgung entnommen. 
 
Somit verblieben Ende 2022 noch 2.239,6 Mio. € Notkredit-Mittel, die wie 
folgt hinterlegt waren: 
 
• Corona-Rücklagen: 448,2 Mio. €1 
• Ukraine-Rücklagen: 1.313,3 Mio. €2 
• Sondervermögen: 478,1 Mio. €3 
 
Die Summe aus Notkreditverwendung von 4.276,2 Mio. € und Notkredit-
restbestand 2022 von 2.239,6 Mio. € betrug somit 6.515,8 Mio. € und 
überstieg den Notkredit um 15,8 Mio. €. Das Finanzministerium führt diese 
Differenz auf Erstattungen des Bundes und auf Rückzahlungen zurück. 
Auf den 2023 zu tilgenden Betrag hat diese Differenz keinen Einfluss.  
  

5.5.2 Neuer Notlagenbeschluss des Landtages 
 
Im Haushalt 2023 waren Entnahmen aus den notkreditfinanzierten Corona- 
Rücklagen von 205,3 Mio. € und aus den notkreditfinanzierten Ukraine-
Rücklagen von 325,1 Mio. € zur Finanzierung von Ausgaben veranschlagt, 
d. h. in Summe von 530,4 Mio. €. 
 
                                                      
1  LT-Drs. 20/1820 (neu). 
2  LT-Drs. 20/1820 (neu) und Angaben des Finanzministeriums. 
3  LT-Drs. 20/1278. 
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Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat der Landtag am 
23.11.2023 mit Zweidrittelmehrheit für das Jahr 2023 erneut eine außer
gewöhnliche Notsituation festgestellt. Neben den bisherigen Krisen aus der 
Corona-Pandemie und dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine wurde auch die Jahrhundert-Sturmflut im Oktober 2023 
aufgeführt. Zur Bewältigung dieser „multiplen Krise“ hat der Landtag  
beschlossen, dass die bestehenden notkreditfinanzierten Rücklagen und 
Sondervermögen zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben für 
die in den diversen Notlagenbeschlüssen vorgesehenen Zwecke erforder
lich sind. Ferner wurde beschlossen, dass die bis Ende 2023 nicht veraus
gabten Notkredit-Mittel einer Sondertilgung zugeführt werden.1 Einen 
Nachtragshaushaltsplan hat der Landtag hierzu nicht beschlossen. 
 

5.5.3 War der Notlagenbeschluss ohne neue Notkreditermächtigung aus
reichend? 
 
Der Notlagenbeschluss war nicht mit einer neuen Notkreditermächtigung 
verbunden. Im Gegensatz zu anderen Ländern und dem Bund, die einen 
Nachtragshaushalt verabschiedet haben,2 hat die Landesregierung die 
Auffassung vertreten, dass die Aufstellung eines Nachtragshaushalts auf
grund zeitlicher Enge „faktisch unmöglich“ gewesen sei.3 
 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist fraglich, ob der bloße 
Notlagenbeschluss des Landtages ausreichend war, um die notlagenbe
dingten Ausgaben weiterhin durch die bisher im Haushaltsplan 2023 vor
gesehenen Rücklagenentnahmen zu decken. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 15.11.2023  
betont, dass der Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit eine überjährige Ver
wendung von Notkrediten ausschließt. Nach diesem Haushaltsgrundsatz 
müssen Notkreditaufnahme und die notlagenbedingte Ausgabe im selben 
Haushaltsjahr erfolgen. Die im Haushaltsplan 2023 zur Deckung der Notla-
gen-Ausgaben veranschlagten Entnahmen aus notkreditfinanzierten Rück
lagen im Soll von 530,4 Mio. € verstoßen gegen diesen Haushaltsgrundsatz. 
 
Somit hätte der Notlagenbeschluss4 auch eine Notkreditermächtigung ent
halten müssen, mit der die aus verfassungsrechtlicher Sicht zulässige Net
tokreditaufnahme5 überschritten werden dürfte. Hierzu hätte die Landes-

                                                      
1  LT-Drs. 20/1654 (neu). 
2  Umdruck 20/2569, S. 14. 
3  Niederschrift Finanzausschuss, 47. Sitzung am 14.12.2023, S. 7. 
4  LT-Drs. 20/1654 (neu). 
5  Nach § 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zu Art. 61 der 

Landesverfassung. 
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regierung einen Nachtragshaushalt vorlegen müssen, in dem sie die Kredit-
ermächtigung in Höhe der geplanten Rücklagenentnahme erhöht.1 
 
Auch der Wissenschaftliche Dienst des Landes wies darauf hin, dass es 
grundsätzlich eines Nachtragshaushalts bedurfte.2 
 

5.5.4 Weiter wie bisher - Verwendung notkreditfinanzierter Rücklagen und 
Sondervermögen 2023 im Ist 
 
Unmittelbar nach der Urteilsverkündung des Bundesverfassungsgerichts 
hat das Finanzministerium einen Ausgabestopp für notkreditfinanzierte 
Mittel erlassen. Dieser galt bis zum Notlagenbeschluss des Landtages am 
23.11.2023, also eine Woche. Der Landtag hatte beschlossen, die beste
henden notkreditfinanzierten Rücklagen und Sondervermögen weiterhin 
zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben 2023 heranzuziehen. 
Zum Ende des Kalenderjahres 2023 wurden die nicht verausgabten Rück
lagenbestände größtenteils zur Sondertilgung entnommen: 
 

Verwendung notkreditfinanzierter  
Rücklagen und Sondervermögen 2023 in Mio. € 

 Corona-
Rücklagen 

Ukraine-
Rücklagen 

Sonder-
vermögen 

Gesamt 

Bestand am 01.01.2023 448,2 1.313,3 478,1 2.239,6 
./. Ausgabenfinanzierung 83,9 540,6* 5,3 629,7* 
./. Sondertilgungen3 364,3 485,7 432,8 1.282,9 
+ Zuführung an Rücklagen 2,5   2,5 
+ Zuführung an Sonder- 
 vermögen4 

  259,7 259,7 

= Bestand am 31.12.2023 2,5 287,0 299,7 589,2 
Tabelle 15: Verwendung notkreditfinanzierter Rücklagen und Sondervermögen 2023 
* davon 254,7 Mio. € Zuführung an Sondervermögen 
 
Das heißt, die Nettoentnahme aus den Notkreditrücklagen, die nicht zur 
Sondertilgung eingesetzt wurde, betrug 2023 im Ist 83,9 + 540,6 - 2,5 = 
622,0 Mio. €. 

  

                                                      
1  Umdruck 20/2738. 
2  Umdruck 20/2569, S. 13. 
3  LT-Drs. 20/2910, S. 153. 
4  Umdruck 20/3422 (neu), Anlage 1, S. 8 und LT-Drs. 20/2360.  
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Zu den Angaben der Tabelle 15 im Einzelnen:  
 
Corona-Notkreditrücklagen 
 
Der Bestand an Corona-Notkreditrücklagen Ende 2022 betrug 448,2 Mio. €. 
Die entsprechende Rücklagenentnahme 2023 in gleicher Höhe teilt sich 
auf in eine Entnahme nicht verbrauchter Mittel zur Sondertilgung von 
364,3 Mio. € und in eine Entnahme zur Ausgabenfinanzierung von 
83,9 Mio. €: 
 
Die Sondertilgung der Corona-Notkreditrücklagen von 364,3 Mio. € setzt 
sich aus 4 Komponenten zusammen: 
 
• 288,3 Mio. € wurden über den Sondertilgungstitel 1111.00.359 08  

unmittelbar den Rücklagen entnommen.1 
• 62,4 Mio. € waren nicht ausgegebene Mittel, die im Laufe des Haus

haltsjahres bereits der Rücklage entnommen worden waren.2 
• 11,7 Mio. € waren Erstattungen an das Land für Ausgaben, die das 

Land in früheren Haushaltsjahren notkreditfinanziert hatte.3 
• 1,9 Mio. € der Rücklagenentnahmen wurden zwar nicht dem Sonder

tilgungstitel zugeführt, jedoch besteht die Sondertilgung darin, dass sich 
durch die Rücklagenentnahme der Abstand zwischen der tatsächlichen 
und der verfassungsrechtlich erforderlichen Nettotilgung verringert.4 

 
Insgesamt wurden 2023 laut Mittelabflusstabelle und nach Angaben des 
Finanzministeriums 140,9 Mio. € des gesamten Corona-Notkredits verwen-
det. Hiervon wurden 83,2 Mio. € für die Corona-Nothilfe,5 57,6 Mio. € zur 
Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen im Rahmen des sogenannten 
371 Mio. €-Programms6 und 0,1 Mio. € für Infrastrukturinvestitionen in den 
Kommunen eingesetzt.  
 
Zur Ausgabenfinanzierung wurden aus den Corona-Notkreditrücklagen 
83,9 Mio. € entnommen. Darüber hinaus standen dem Haushalt lt. Finanz-
ministerium Erstattungen des Bundes von in Vorjahren geleisteten Notla
genausgaben und Rückzahlungen von Nothilfeempfängern zur Verfügung. 
 
21,9 Mio. € der o. g. Ausgaben für Corona-Nothilfen wurden zeitlich nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023 getätigt.7 
                                                      
1  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 151. 
2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 154, nur Ausgabetitel. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 154, nur Einnahmetitel. 
4  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 153. 
5  Umdruck 20/3423. 
6  LT-Drs. 20/162. 
7  Umdruck 20/3609. 
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In den Corona-Notkreditrücklagen verblieb ein 2023 zugeführter Rest von 
2,5 Mio. €. Dieser wurde 2024 zur Sondertilgung entnommen. 
 
Ukraine-Notkreditrücklagen 
 
Der Bestand an Ukraine-Notkreditrücklagen Ende 2022 betrug 
1.313,3 Mio. €. Aus diesen Rücklagen wurden 2023 1.026,3 Mio. € ent
nommen. Der Restbestand von 287,0 Mio. € wurde erst 2024 entnommen, 
da das Finanzministerium die notwendige Entnahme 2023 übersehen hatte.1 
 
Die Rücklagenentnahme 2023 von 1.026,3 Mio. € teilt sich auf in eine Ent
nahme nicht verbrauchter Mittel zur Sondertilgung von 485,7 Mio. € und in 
eine Entnahme zur Ausgabenfinanzierung von 540,6 Mio. €. 
 
Die Sondertilgung der Ukraine-Notkreditrücklagen von 485,7 Mio. € setzt 
sich aus 2 Komponenten zusammen: 
 
• 329,7 Mio. € wurden über den Sondertilgungstitel 1111.00.359 22  

unmittelbar den Rücklagen entnommen. Der Wert ergibt sich aus den 
gebuchten 332,4 Mio. €2 abzüglich einer Korrektur zu viel geleisteter 
Sondertilgung von 2,6 Mio. €3. 

• 156,0 Mio. € waren nicht ausgegebene Mittel, die im Laufe des Haus
haltsjahres bereits der Rücklage entnommen worden waren.4 

 
Aus den Ukraine-Notkreditrücklagen wurden 2023 laut Mittelabflusstabelle 
notlagenbedingte Ausgaben von 285,9 Mio. € finanziert. Ferner wurden 
weitere 254,7 Mio. € dem Sondervermögen „Energie- und Wärmewende, 
Klimaschutz und Bürgerenergie" zugeführt.5 
 
Von den notlagenbedingten Ausgaben wurden 144,0 Mio. € sowie auch 
die Zuführung an das Sondervermögen in Höhe von 254,7 Mio. € zeit
lich nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts getätigt.6 Ein 
Teilbetrag dieser Zuführung wurde noch einen Tag vor der Urteilsverkün
dung zur Buchung angeordnet. 

  

                                                      
1  Umdruck 20/3428. 
2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 152. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 156. 
4  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 155 f., nur Ausgabetitel. 
5  Umdruck 20/3422. 
6  Umdruck 20/3608. 
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Notkreditfinanzierte Sondervermögen 
 
Ende 2022 betrug der Anteil der Sondervermögen, der mit Notkreditmitteln 
finanziert war, 478,1 Mio. €. Hiervon entfielen 433,1 Mio. € auf Corona-
Notkreditmittel1 und 45,0 Mio. € auf Ukraine-Notkreditmittel.2 2023 wurden 
weitere 5,0 Mio. € Corona- und 254,7 Mio. € Ukraine-Notkreditmittel zuge
führt, 5,3 Mio. € wurden zur Ausgabenfinanzierung verwendet und 
432,8 Mio. € zur Sondertilgung entnommen. Der verbleibende Bestand 
von 299,7 Mio. € wurde 2024 getilgt. 
 
Bestand der notkreditfinanzierten Rücklagen und Sondervermögen 
am 31.12.2023 
 
Zum Ende des Jahres 2023 waren somit noch 289,5 Mio. € Notkreditmittel 
in den Rücklagen und 299,7 Mio. € in den Sondervermögen enthalten.  
 
Den Rücklagen-Restbestand von 289,5 Mio. € hat das Finanzministerium 
2024 entnommen, da es die notwendige Entnahme 2023 übersehen hatte.3 
Die Mittel im Sondervermögen „Energie- und Wärmewende, Klimaschutz 
und Bürgerenergie“ waren über das Jahr 2023 hinaus fest angelegt, obwohl 
die Mittelzuführung erst nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
erfolgte. Diese Mittel konnten daher erst 2024 zwecks Sondertilgung dem 
Landeshaushalt zugeführt werden.4 
 

5.5.5 Sondertilgungen 2023 führten zunächst zu fehlerhaften Ergebnissen 
 
Ende 2023 waren die notkreditfinanzierten Rücklagen- und Sondervermö
gensbestände aufzulösen und einer Sondertilgung zuzuführen. Ferner  
waren alle nicht verausgabten Mittel, die im Laufe des Haushaltsjahres  
bereits aus Notkredit-Rücklagen entnommen worden waren, zu tilgen. 
Ebenso waren Einnahmen, beispielsweise Erstattungen von bereits  
geleisteten Ausgaben aus Notkreditmitteln, zu tilgen. 
 
Über die haushaltstechnische Abwicklung der zu tilgenden Notkredit-Rück-
lagen bzw. -Sondervermögen hatte das Finanzministerium die Ressorts 
mit Erlass vom 01.12.2023 unterrichtet. Die Tilgungsbeträge sollten mittels 
Verrechnungsanordnung direkt auf neu eingerichtete Tilgungstitel gebucht 
werden. 

  

                                                      
1  LT-Drs. 20/1278. 
2  Umdruck 20/3422, S. 8. 
3  Umdruck 20/3428. 
4  Umdruck 20/2374. 
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Die haushaltstechnischen Vorgaben des Finanzministeriums führten  
zunächst u. a. dazu, dass 
• die Sondertilgungen in den Ausgabetiteln als tatsächliche Ausgabe 

und somit fälschlicherweise in den bereinigten Ausgaben1 berücksich
tigt worden sind. 

• die Sondertilgungen in den Einnahmetiteln (als Minusbuchung) die tat
sächlichen Einnahmen reduzierten und somit auch die bereinigten 
Einnahmen2 fälschlicherweise gemindert haben. 

 
Diese Unstimmigkeiten, die auch zu fehlerhaften statistischen Meldungen 
geführt hätten, sowie weitere Fehler (u. a. unterbliebene Tilgungen, falscher 
Tilgungstitel) sind dem Finanzministerium nach dem Jahreswechsel aufge
fallen. Sie führten zu über 90 Korrekturbuchungen im Jahr 2024 für das 
Jahr 2023 und verzögerten so den Jahresabschluss. 
 

5.5.6 Fazit 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil die überjährige Nut
zung von Notkrediten für verfassungswidrig erklärt. Notkredite müssen 
demnach im jeweiligen Haushaltsjahr verausgabt werden, in dem die Not
lage begründet wurde. 
 
Vor diesem Hintergrund hätten die notkreditfinanzierten Rücklagen und 
Sondervermögensanteile 2023 nicht mehr zur Finanzierung von Ausgaben 
verwendet werden dürfen, sondern hätten zur Tilgung herangezogen wer
den müssen. Zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben 2023 hätte 
es daher neuer Notkredite bedurft. Hierfür hätte die Landesregierung einen 
Nachtragshaushalt vorlegen müssen. Insofern fehlt es hier an der Ord
nungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung. 
 
Der Landtag hat jedoch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
beschlossen, dass die im Notlagenbeschluss genannten Ausgaben 2023 
weiterhin aus den Notkreditrücklagen finanziert werden. 
 
Lediglich der bis Ende 2023 nicht verbrauchte Notkreditmittelbestand wurde 
zur Sondertilgung entnommen. Derartige Sondertilgungen werden haus
haltstechnisch dergestalt umgesetzt, dass die zur Tilgung bestimmten Mit
tel als Rücklagen- und Sondervermögensentnahmen in den Haushalt  
fließen. Im Gegenzug zu diesen Einnahmen sinkt die gemäß Ausführungs-
gesetz zu Art. 61 der Landesverfassung zulässige Nettokreditaufnahme in 
gleicher Höhe. Diese Tilgungen sind letztlich einnahmeseitig ein Nullsum
menspiel in dem Jahr, in dem sie erfolgen. 

                                                      
1  Vgl. Tz. 4.3. 
2  Vgl. Tz. 4.3. 



46 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Da die notlagenbedingten Ausgaben 2023 durch Entnahmen aus Notkredit-
rücklagen und nicht mit einem neuen Notkredit finanziert wurden, weist die 
Haushaltsrechnung folgerichtig eine Überschreitung der zulässigen Netto
kreditaufnahme infolge einer Notsituation von null aus.1 Durch die Rückla
genfinanzierung wird der notwendige sachliche Veranlassungszusammen
hang zwischen notlagenbedingten Ausgaben und Kreditbedarf2 ver-
schleiert und die Überprüfbarkeit erschwert. Die Nettoentnahme aus 
Notkreditrücklagen zur Ausgabenfinanzierung betrug im Ist 622,0 Mio. €. 
Dieser Betrag ist in der Haushaltsrechnung nicht explizit ausgewiesen. 
 
Anstatt aus Notkreditrücklagen hätten diese Ausgaben jedoch mit einem 
neuen Notkredit finanziert und die notkreditfinanzierten Rücklagen- und 
Sondervermögensbestände komplett als Sondertilgung ausgewiesen wer
den müssen. Dann wäre die Sondertilgung um die rücklagenfinanzierten 
Ausgaben höher und hätte somit um diese Höhe die nach dem Ausfüh
rungsgesetz zu Art. 61 der Landesverfassung zulässige Nettokreditauf
nahme gesenkt. Es wäre zu einer Überschreitung dieser gekommen, die 
gerade durch einen neuen Notkredit ausgeglichen worden wäre. 
 

5.6 Fehlender Nachweis über Liquiditätsbestand des Landes 
 
Das Finanzministerium muss sicherstellen, dass es die Zahlungsverpflich
tungen des Landes jederzeit erfüllen kann. Es betreibt zu diesem Zweck 
ein Liquiditätsmanagement, d. h. es legt Liquiditätsüberschüsse kurzfristig 
an und darf zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen Kassenkredite 
aufnehmen.3 Neben dem Kernhaushalt des Landes verwaltet das Finanz
ministerium auch die Liquiditätsbestände der Hochschulen. Zudem nimmt 
das UKSH am Betriebsmittelverfahren teil, d. h. es kann kurzfristig  
zulasten oder zugunsten des Landes sein Konto verstärken oder Gut-
haben abführen. Zudem können auch die Bestände der Sondervermögen 
in das Liquiditätsmanagement einbezogen werden. 
 
Der Liquiditätsbestand des Landes zum Jahresende nahm in den Jahren 
2020 und 2021 rapide zu. Ursächlich hierfür war die Art und Weise, wie 
das Land die hohen Corona-Notkredite verbuchte. Der in Anspruch genom-
mene Corona-Notkredit wurde zwar im Haushaltsjahr 2020 als Kreditein
nahme gebucht, dem stand jedoch keine Einzahlung im Kalenderjahr 2020 
gegenüber. Stattdessen wurde der überwiegende Teil der Kreditaufnahme 
aufgeschoben in das nächste Kalenderjahr 2021. Dort wirkte der aufge
schobene Kreditbetrag aufgrund einer haushaltsrechtlichen Vorgabe wie 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2910, S. 226. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22, Rn. 125 f. 
3  § 2 Abs. 6 Haushaltsgesetz 2023. 
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eine Mindestkreditaufnahme.1 Denn das Finanzministerium darf in Anwen-
dung des § 72 Abs. 6 LHO für Zwecke des Haushaltsausgleichs Kredit-
einnahmen des Folgejahres noch zugunsten des abzuschließenden Haus
haltsjahres buchen. Die tatsächliche valutierte Kreditaufnahme findet aber 
nicht mehr im abzuschließenden Haushaltsjahr, sondern erst später statt. 
 
Da der tatsächliche Liquiditätsbedarf 2021 aber deutlich geringer war, 
wurde ein hoher Liquiditätsbestand aufgebaut. Dieser baute sich bis 2023 
wie folgt wieder ab: 
 

 
Abbildung 8: Bestand an Bargeld und Einlagen des schleswig-holsteinischen Kernhaushalts 
am 31.12. eines Jahres 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Finanzvermögen des öffentlichen Gesamthaushalts, EVAS-
Nr. 71411 

 
Das Finanzministerium veröffentlicht die Daten des Liquiditätsbestands 
nicht in der Haushaltsrechnung, daher basiert obige Grafik auf Daten des 
Statistischen Bundesamtes.2 
 
In der Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung wird bislang nur der 
Kontostand des Landes bei der Bundesbank ausgewiesen, und zwar als 
Abzugsposition bei den Kassenkrediten. Ende 2023 wies das Landeskonto 
bei der Bundesbank einen Bestand von 429 Mio. € auf, Ende 2022 waren 
es noch 678 Mio. €. In den Haushaltsrechnungen 2022 und 2023 wurde 
diese Abzugsposition fälschlicherweise nicht subtrahiert, sondern addiert. 
Dadurch wurde der Saldo „Summe der Landesverschuldung“ um 1.355 
bzw. 857 Mio. € zu hoch ausgewiesen. Das Finanzministerium hat die 
Haushaltsrechnung korrigiert.3 
                                                      
1  Umdruck 20/1935, S. 10. 
2  Tabelle abrufbar bei https://www-genesis.destatis.de/datenbank/online/table/71411-0002. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu). 
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Neben dem Bestand auf dem Bundesbankkonto verfügte das Land zudem 
über Tagesgeld-Anlagen bei diversen Kreditinstituten und anderen Körper-
schaften. Ende 2022 beliefen sich diese Anlagen auf 1.216 Mio. €; Ende 
2023 waren es nur noch 100 Mio. €. Der Bestand dieser Anlagen fehlt bis
lang in der Haushaltsrechnung. 
 
Veränderungen des Liquiditätsbestands sind das Ergebnis zahlungswirk
samer Vorgänge eines Jahres. Neben dem Finanzierungssaldo spielen 
u. a. die kassenmäßige Nettokreditaufnahme, Kassenkredite und erhaltene 
bzw. gestellte Barsicherheiten eine Rolle.  
 
Auch wenn Veränderungen der Liquiditätsbestände nicht in der Kameralis
tik ausgewiesen werden, sind sie doch eng mit diesem Rechnungslegungs-
system verbunden. Denn den jeweiligen Liquiditätsbeständen stehen bei
spielsweise kamerale Rücklagen gegenüber.  
 
Nach den - für Schleswig-Holstein nicht anzuwendenden - internationalen 
Rechnungslegungsvorschriften für öffentliche Haushalte (IPSAS) und auch 
nach den Standards staatlicher Doppik soll der Jahresabschluss eine Kapi-
talflussrechnung enthalten, aus der eben diese Zusammenhänge deutlich 
werden.1 
 
Eine solche Rechnung wäre notwendig, damit das Finanzministerium  
Rechenschaft über die Herkunft und den Verbleib der liquiden Mittel able
gen kann. Aus den Haushaltsrechnungen und den vom Finanzministerium 
bereitgestellten Unterlagen ist es dem LRH bislang nicht möglich gewesen, 
die Veränderungen des Liquiditätsbestands nachzuvollziehen. 
 
Das Finanzministerium sollte in der Haushaltsrechnung künftig über den 
Liquiditätsbestand des Landes informieren und eine Kapitalflussrechnung 
erstellen. Der LRH wird hierzu das Gespräch mit dem Finanzministerium 
suchen und ist bereit, sich fachlich einzubringen.  
 
Das Finanzministerium hat mitgeteilt, das Gespräch mit dem LRH zeit
nah zu suchen. 
 

5.7 Warum sinkt die implizite Verschuldung um 10 %? 
 
Das Finanzministerium weist in der Haushaltsrechnung jährlich den Barwert 
der künftigen Versorgungsbezüge inklusive Beihilfezahlungen aus. Zum 
Stichtag 31.12.2023 beläuft sich der Barwert auf 86.154 Mio. €, gegenüber 
95.774 Mio. € im Vorjahr. 

                                                      
1  IPSAS 2 - Cash Flow Statements. 
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Die implizite Verschuldung beinhaltet nur die bereits eingegangenen Ver
pflichtungen, die das Land dem Grunde nach erfüllen muss. Der Berech
nung liegt daher die Annahme zugrunde, dass ab dem Stichtag keine wei
teren Beamtenverhältnisse mehr begründet werden. Der Berechnung liegen 
weitere Annahmen über die Lebenserwartung der Beamten, den Abzin
sungsfaktor und die Steigerungen der Bezüge und Beihilfezahlungen  
zugrunde. Aufgrund der Vielzahl der zu treffenden Annahmen unterliegt 
der ausgewiesene Wert einer großen Schätzungenauigkeit. Er verdeutlicht 
aber, dass die impliziten Verbindlichkeiten ein Vielfaches der expliziten 
Landesschulden von rund 30.889 Mio. € betragen. 
 
Gegenüber dem Vorjahr sinkt der Wert deutlich um 9.620 Mio. € bzw. um 
10 %. Mit 441 Mio. € geht nur ein kleiner Teil des Rückgangs auf einen 
etwas höheren Rechnungszins zurück. Das Finanzministerium erläutert 
die verbleibende Differenz von 9.179 Mio. € hingegen nicht.  
 
So fehlt es auch an Angaben über mögliche Maßnahmen der Landesregie
rung, um den Anstieg der Versorgungsausgaben nachhaltig zu dämpfen. 
Damit dürfte der überwiegende Teil des Rückgangs auf veränderte Berech-
nungsannahmen zurückgehen. Das Finanzministerium sollte diese offen
legen und künftig anhand möglichst unveränderter Annahmen die implizite 
Verschuldung bestimmen. Nur so ist ein aussagekräftiger Vorjahresver-
gleich möglich. 
 

5.8 Stichprobenprüfung der Belege 
 
Der LRH hat nach § 90 Nr. 2 LHO auch zu prüfen, ob die Haushaltsrech
nung ordnungsgemäß aufgestellt ist. Hierbei untersucht er, ob 
 
• alle buchungsrelevanten Sachverhalte ordentlich erfasst und belegt 

sowie  
• die haushaltsrechtlichen Vorgaben eingehalten sind. 

  
Maßstab hierfür sind neben der LHO insbesondere die Verwaltungsvor
schriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung zu den §§ 70 
bis 72 und 75 bis 80 LHO (VV-ZBR). Die besonderen Bestimmungen des 
Finanzministeriums zur Rechnungslegung runden die Prüfungsmaßstäbe 
ab. 
 
Der LRH hat die Auszahlungsbelege des Haushaltsjahres 2023 mittels  
einer Stichprobe geprüft. Von der Stichprobe ausgenommen waren die 
Personalausgaben sowie der Verfassungsschutz. Bei 8 Dienststellen wur
den insgesamt 400 Anordnungen inklusive der zahlungsbegründenden 
Unterlagen geprüft.  
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Von den geprüften Belegen wurden 23 überwiegend aus formalen Grün
den (z. B. fehlende Bescheinigung der rechnerischen oder sachlichen 
Richtigkeit) beanstandet. Darüber hinaus wurden 3 Doppelzahlungen mit 
einem Betrag von insgesamt 7.274,39 € festgestellt. Die überzahlten  
Beträge wurden von den betroffenen Dienststellen zurückgefordert.  
 
Insgesamt kommt der LRH zu dem Ergebnis, dass in den geprüften Fällen 
die Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemäß belegt waren. 
 

5.9 Über- und außerplanmäßige Ausgaben  
 
Im Haushaltsvollzug kann das Finanzministerium in über- oder außerplan-
mäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (VE) der Ressorts 
einwilligen, wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind (Notbewilli
gungsrecht)1. Fehlt diese Einwilligung, verstößt eine Überschreitung gegen 
das Haushaltsrecht. 2023 gab es 22 Überschreitungen in Höhe von insge
samt 68,7 Mio. €. 
 

Anzahl der Haushaltsüberschreitungen 2019 bis 2023 
Jahr Überschreitungen 

insgesamt 
Überschreitungen 
mit Einwilligung 

Finanzministerium 

Überschreitungen 
ohne Einwilligung 
Finanzministerium 

2019 11 5 6 
2020 15 3 12 
2021 14 3 11 
2022 32 11 21 
2023 22 8 14 

Tabelle 16: Anzahl der Haushaltsüberschreitungen 2019 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnungen 
 
Die Anzahl der Haushaltsüberschreitungen ist zwar gegenüber dem Jahr 
2022 gesunken, liegt aber immer noch über dem Niveau der Jahre 2019 
bis 2021. Und dies trotz der Aufforderung des Landtages, der Hinweise 
des Finanzministeriums und der weitreichenden Deckungsmöglichkeiten. 
 
Der LRH fordert die Ressorts weiterhin auf, die Vorgaben des Landtages 
und der LHO einzuhalten. Bei künftigen Überschreitungen ist die vorge
schriebene Einwilligung des Finanzministeriums einzuholen.  
 
Haushaltsüberschreitungen mit Einwilligung 
 
Die Haushaltsansätze wurden mit Einwilligung des Finanzministeriums bei 
6 Haushaltstiteln um 38,8 Mio. € überplanmäßig überschritten und bei 
2 Haushaltstiteln um 24,0 Mio. € außerplanmäßig überschritten.  
 

                                                      
1  § 37 Abs. 1 LHO bzw. § 38 LHO i. V. m. § 37 LHO. 



51 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums hat 
es 2023 bei 14 Haushaltstiteln in Höhe von 5,9 Mio. € gegeben. Die Über
schreitungen sind u. a. auf fehlerhafte Mittelbewirtschaftungen und fehlende 
Deckungsvermerke zurückzuführen. Der Landtag hatte bereits in seinen 
Voten zu den Bemerkungen 2017 und 2018 des LRH die Dienststellen auf-
gefordert, die Haushaltsvermerke und Deckungsringe zu kontrollieren und 
ggf. anzupassen.1 Seit Beschluss des Landtages verweist das Finanzmi
nisterium in seinen unveröffentlichten Haushaltsführungserlassen jährlich 
auf das Votum des Landtages. 
 

5.10 Verpflichtungsermächtigungen  
 
Dienststellen können durch VE finanzielle Verpflichtungen eingehen, die 
zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen. Das Land kann so 
Maßnahmen beginnen, bei denen es sich im Voraus zu Ausgaben über 
mehrere Jahre oder Jahrzehnte verpflichtet. VE verfallen, wenn sie nicht in 
dem Haushaltsjahr in Anspruch genommen werden, in dem sie veran
schlagt sind. Die in Anspruch genommenen VE und der Bestand an Ver
pflichtungen werden in den Büchern des abgelaufenen Haushaltsjahres 
nachgewiesen. 
 
Nach § 38 Abs. 2 LHO bedarf die Inanspruchnahme von VE der Zustim
mung durch das Finanzministerium, sofern u. a. ein vom Finanzministerium 
zu bestimmender Rahmen überschritten wird.2 Die Zustimmung des Finanz-
ministeriums erfolgt aufgrund eines entsprechenden Antrags auf Freigabe 
von VE. 3 
 
Der nach § 38 Abs. 2 LHO zu bestimmende Rahmen wird vom Finanzmi
nisterium über den für das jeweilige Haushaltsjahr aufgestellten Haushalts
führungserlass geregelt. 
 
Mit dem Haushaltsführungserlass 2023 wurde vom Finanzministerium  
bestimmt, dass in die Inanspruchnahme von VE nun nicht mehr gesondert 
eingewilligt werden muss4. Ein Antrag auf Freigabe von VE ist daher nicht 
mehr zu stellen. Laut Aussage des Finanzministeriums wurden die Ver
pflichtungsbudgets mit der Verabschiedung des Haushalts 2023 in voller 
Höhe den Ressorts zur Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 19/364 und LT-Drs. 19/1074. 
2  § 38 Abs. 2 LHO. 
3  VV zu § 38 LHO, Ziff. 3. 
4  Erlass zur Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2023 vom 11.04.2023, Ziff. 6. 
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Im Haushaltsplan 2023 waren VE von insgesamt 2.506 Mio. € für die 
Haushaltsjahre 2024 ff. veranschlagt und den Ressorts als Verpflichtungs
budget bereitgestellt worden.  
 
Nach der Rechnungslegung 2023 wurden von den bereitgestellten Mitteln 
623 Mio. € zulasten der Haushaltsansätze in den folgenden Haushaltsjahren 
in Anspruch genommen. Das sind 25 % der insgesamt für 2023 eingeplan
ten VE. Damit ist die Inanspruchnahme im Vergleich zu den Vorjahren  
gesunken: 
 

 
Abbildung 9: Quote der in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 

Das Finanzministerium verlangt in den jährlichen Haushaltsrunderlassen 
von den Ressorts, VE auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu  
beschränken. Dies fordert auch der Landtag: „Die Landesregierung wird 
gebeten, Verpflichtungsermächtigungen unter Berücksichtigung der Notwen-
digkeiten, insbesondere im Bereich des Hochbaus, realistischer anzuset
zen.“1 
 
In den letzten 10 Jahren betrug die durchschnittliche Quote der Inan
spruchnahme 28 %. Somit waren über zwei Drittel der eingeplanten VE 
nicht erforderlich. Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 11 LHO sind VE 
mit größtmöglicher Genauigkeit zu errechnen oder zu schätzen. Die durch
schnittliche Quote der Inanspruchnahme von 28 % spiegelt die geforderte 
Genauigkeit nicht wider. Die Quote 2023 liegt sogar unter dem 10-Jahres-
Durchschnitt. 
 

                                                      
1  LT-Drs. 17/2036. 
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Der LRH fordert die Ressorts erneut auf, künftige Mittelanmeldungen mit 
größerer Sorgfalt zu ermitteln und erinnert an den Beschluss des Land-
tages. 
 

5.11 Haushaltsreste 
 
Abweichend vom Grundsatz der Jährigkeit können am Jahresende Ein
nahme- und Ausgabereste in das nächste Haushaltsjahr übertragen wer
den. Einnahmereste können gebildet werden, wenn mit den Einnahmen im 
nächsten Haushaltsjahr gerechnet werden kann. Ausgabereste werden 
grundsätzlich einzeln in Höhe der eingegangenen Rechtsverpflichtungen 
gebildet. Diese bleiben gemäß § 45 Abs. 2 LHO bis zum übernächsten 
Haushaltsjahr (2023 gebildete also bis Ende 2025) verfügbar. 
 
Die obersten Landesbehörden dürfen die Reste selbstständig bilden. Das 
Finanzministerium muss gemäß § 45 Abs. 3 LHO erst einwilligen, wenn 
die Haushaltsreste in Anspruch genommen werden sollen. Es gibt diese ge
gen Deckungen zulasten der Haushaltsansätze oder durch Bildung neuer 
Ausgabereste im laufenden Haushaltsjahr frei. 
 

5.11.1 Geringere Einnahmereste 
 
2023 wurden Einnahmereste ausschließlich in Höhe von 60.000 € bei zu
rückzuzahlenden Zuwendungen für nicht investive Vorhaben der Barriere
freiheit gebildet. Dieser Wert lag damit deutlich unter den gebildeten Ein
nahmeresten der Vorjahre. 
  
• 2020: 8,7 Mio. €, 
• 2021: 259,4 Mio. € (davon 250 Mio. € Einnahmereste aus Krediten) und 
• 2022: 250,1 Mio. € (davon 250 Mio. € Einnahmereste aus Krediten). 
 
Die gebildeten Einnahmereste für Kredite in den Jahren 2021 und 2022 
mit jeweils 250 Mio. € sind nicht in Anspruch genommen worden.  
 

5.11.2 Ausgabereste rückläufig 
 
Die Ausgabereste 2023 haben sich im Vergleich der Vorjahre weiter redu
ziert: 
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Abbildung 10: Entwicklung der Ausgabereste 2020 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
Ausgabereste können zu einer wirtschaftlichen und sparsamen Haushalts
führung beitragen. Sie sind aus dem laufenden Haushalt zu finanzieren. 
 
Insgesamt ist ein rückläufiges Volumen der gebildeten Ausgabereste festzu-
stellen. Grund hierfür ist die Zunahme an gebildeten Rücklagen seit 2020. 
 

5.11.3 Ausgabereste - Verfallsdatum nicht beachtet 
 
Nach § 19 LHO sind Ausgaben nur für Investitionen, aus zweckgebundenen 
Einnahmen oder durch einen Haushaltsvermerk übertragbar.1 
 
Gebildete Ausgabereste bleiben nach § 45 LHO grundsätzlich 2 Jahre nach 
ihrer Bewilligung verfügbar. Als Bewilligung ist das Jahr anzusehen, in dem 
eine übertragene Ausgabeermächtigung erteilt worden ist.2 
 
Vor dem Hintergrund der zeitlichen Verfügungsbeschränkung hat der LRH 
geprüft, ob die im Haushaltsjahr 2021 (also bis Ende 2023 verfügbaren) 
gebildeten Ausgabereste 
• bis Ende des Haushaltsjahres 2023 in Anspruch genommen, 
• in Abgang gebracht, 
• erneut in den Folgejahren 2022 und 2023 gebildet wurden. 
 
Zudem wurde geprüft, ob mittels Haushaltsvermerk die zeitliche Verfügungs-
beschränkung des § 45 LHO aufgehoben wurde. 

                                                      
1  VV Nr. 1 zu § 19 LHO. 
2  VV Nr. 3 zu § 45 LHO. 
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Von den 158 gebildeten Ausgaberesten 2021 in Höhe von 124,9 Mio. € 
wurden 10 Ausgabereste näher untersucht. Denn bei ihnen ging nicht ein
deutig hervor, ob ein (vollständiger) Verbrauch bis Ende 2023 erfolgte. 
 
Für einen dieser Ausgabereste war zudem nicht erkennbar, ob es sich um 
Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen handelt und er damit haus
haltsrechtlich zulässig gebildet werden durfte.  
 
Weiterhin hat ein Ressort bei einem gebildeten Ausgaberest einen Fehler 
selbst erkannt. Der Ausgaberest wurde mit 108.000 € zu hoch gebildet. Er 
wird in der Haushaltsrechnung 2023 als nicht genehmigte überplanmäßige 
Ausgabe ausgewiesen. Der Deckungsausgleich wird im Haushaltsjahr 2024 
erfolgen. 
 
Der LRH stellt im Ergebnis fest, dass ein Ausgaberest ohne haushalts
rechtliche Grundlage gebildet wurde. Bei weiteren 9 Ausgaberesten wurden 
die Ausgabereste teilweise zu hoch berechnet und gebildet oder die zeitliche 
Verfügungsbeschränkung nicht beachtet. 
 
Die Ressorts sind aufgerufen, die haushaltsrechtlichen Vorgaben bei der 
Bildung und Bewirtschaftung von Ausgaberesten zu beachten. 
 

5.12 Vorläufige Haushaltsführung 
 
Das Haushaltsgesetz 2023 wurde vom Landtag erst mit Beschluss vom 
22.03.20231 und damit nach Beginn des neuen Rechnungsjahres 2023 
verabschiedet. In solchen Fällen regelt Art. 59 der Landesverfassung die 
Haushaltswirtschaft. Bis zu einem festgestellten Landeshaushalt 2023 
durften Ausgaben oder Verpflichtungen damit nur eingegangen werden, 
die nötig waren, um 
 
• gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich  

beschlossene Maßnahmen durchzuführen, 
• die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Landes zu erfüllen sowie 
• Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Bei-

hilfen für diesen Zweck weiter zu gewähren, sofern durch den Haus-
haltsplan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 

 
Neben dieser einschränkenden Befugnis aus der Landesverfassung ist auch 
§ 33 des Haushaltsgesetzes 2022 zu beachten. Danach gelten die nach 
dem Haushaltsgesetz 2022 erteilten Ermächtigungen bis zum Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes 2023 weiter.2 Um diese Vorgaben zu konkretisieren, 

                                                      
1  Plenarprotokoll 20/22, S. 1665. 
2  § 33 Haushaltsgesetz 2022 vom 15.12.2021. 
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hat das Finanzministerium Verwaltungsvorschriften zur vorläufigen Haus
haltsführung1 erlassen. 
 
Ausgaben durften danach u. a. nur bis zu einer Höhe von 60 % des Haus
haltsansatzes unter der Einbeziehung von Deckungsfähigkeiten geleistet 
werden. Die Haushaltsansätze bestimmten sich nach den im Haushalts
entwurf 2023 der Landesregierung fortgeführten Titeln des Haushalts 2022. 
 
Der LRH hat geprüft, inwieweit die festgelegte Obergrenze für Ausgaben 
eingehalten wurde. Hierzu hat er die Ist-Buchungen der Ausgabetitel für 
den Zeitraum vom 01.01. bis 31.03.2023 ausgewertet und den Haushalts
ansätzen inklusive der Deckungsfähigkeiten gegenübergestellt. 
 
Der LRH kommt zum Ergebnis, dass die festgelegte Obergrenze - unter 
Berücksichtigung der ausgebrachten und weitergeltenden Haushaltsver
merke - stets eingehalten wurde. 
 

5.13 Haushaltssperre für 14 Tage 
 
Einnahmen oder Ausgaben können sich im Haushaltsvollzug anders ent
wickeln als mit dem Haushaltsplan veranschlagt. So entstehende Haushalts-
lücken könnten den verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Haushaltsaus-
gleich gefährden.2 Um in solchen Fällen das Erreichen des Haushalts-
ausgleichs zu sichern, kann eine sogenannte haushaltswirtschaftliche 
Sperre (Haushaltssperre) erlassen werden.3 Der Erlass einer Haushalts
sperre fällt in das Ermessen des Finanzministeriums. 
 
Am 16.05.2023 wurde vom Finanzministerium eine Haushaltssperre  
gemäß § 41 LHO erlassen. Anlass war das Ergebnis der regionalisierten 
Steuerschätzung, wonach Schleswig-Holstein im Jahr 2023 mit 376 Mio. € 
Mindereinnahmen rechnen musste. Zusätzlich belastete der im April 2023  
bekanntgegebene Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst (TVöD) den 
Landeshaushalt im Bereich der Kindertagesstättenfinanzierung. Hier wurde 
für das Land mit einem Mehrbedarf für 2023 von 29 Mio. € gerechnet. Die 
so ermittelte Haushaltslücke von insgesamt 405 Mio. € war durch eine ge
troffene Vorsorge von rund 254 Mio. € und eine konjunkturell bedingt  
höhere Schuldenaufnahme von 57 Mio. € gedeckt. Es verblieb nur eine 
Haushaltslücke von 94 Mio. €. 

  

                                                      
1  Regelungen zur vorläufigen Haushaltsführung vom 19.12.2022.  
2  Art. 58 Abs. 1 Verfassung des Landes Schleswig-Holstein. 
3 § 41 LHO. 
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Für die im Herbst 2023 anstehenden Tarifverhandlungen des öffentlichen 
Dienstes der Länder (TV-L) wurde ein ähnlicher Tarifabschluss wie für den 
TVöD erwartet und für den Landeshaushalt 2023 mit einem zusätzlichen 
Mehrbedarf von 50 Mio. € gerechnet. Demnach erwartete die Landesregie
rung eine Deckungslücke von insgesamt 144 Mio. €. 
 
Da sich die Landesregierung auf ein Konsolidierungsprogramm einigte, 
wurde die Haushaltssperre am 30.05.2023 aufgehoben. Die erwartete  
Deckungslücke sollte sich mit 50 Mio. € durch ein verbindlich einzuhalten
des Personalkostenbudget und mit 94 Mio. € aus gekürzten Ressortbud
gets finanzieren. Die gekürzten Ressortbudgets ergaben sich aus einer  
Finanzierungsliste1, die folgende Finanzierungsbeiträge vorsah:  
 
• titelscharfe Kürzungen in den Ressortbudgets von 38 Mio. €, 
• Reduzierung der Vorsorge für Bewirtschaftungskosten von 17 Mio. €, 
• Veränderung verschiedener Rücklagen von 14 Mio. €, 
• Mehreinnahmen der Feldes- und Förderabgabe von 15 Mio. € sowie 
• globale Minderausgaben für Bauunterhaltung von 10 Mio. €. 
 
Die im Umdruck 20/1505 titelscharf für 2023 einmalig aufgeführten Res
sortkürzungen ließen keine systematische Auswahl von Ausgabebereichen 
erkennen. Die Ausgabearten verteilten sich auf folgende Hauptgruppen: 
 

Gekürzte Ressortbudgets nach Hauptgruppen (HGr) in Mio. € 

HGr 4 HGr 5 HGr 6 HGr 7 HGr 8 Gesamt 
0,07 15,1 14,5 0,3 8,1 38,0 

Tabelle 17: Gekürzte Ressortbudgets nach Hauptgruppen 
Quelle: Umdruck 20/1505, eigene Berechnungen 

 
Typischerweise schöpfen die Ressorts die Haushaltsansätze nicht immer 
vollständig aus. Über solche Minderausgaben der jeweiligen Haushaltsjahre 
informieren die Haushaltsrechnungen. Danach gibt es jährlich für einige 
Ausgaben einen sogenannten Bodensatz an Minderausgaben, der zur  
Finanzierung von Mehrausgaben herangezogen werden kann: 

  

                                                      
1  Umdruck 20/1505. 
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Mehr- und Minderausgaben nach Hauptgruppen (HGr) 
2018 bis 2022 in Mio. € 

HGr 2018 2019 2020 2021 2022 Durch
schnitt 

4 -64,8 -107,3 -102,7 -141,8 -157,1 -114,7 
5* -38,9 -29,1 -133,0 -106,9 -54,3 -72,4 
6 +294,4 +940,6 +1.505,6 +1.690,0 +2.334,9 +1.353,1 
7 -19,8 -62,9 -56,5 -30,7 -33,1 -40,6 
8 -624,0 -167,2 -266,5 -297,3 -340,0 -339,0 

Gesamt -453,1 +574,1 +946,9 +1.113,3 +1.750,4 +786,3 
Tabelle 18: Mehr- und Minderausgaben nach Hauptgruppen der Jahre 2018 bis 2022 
-Minderausgaben / +Mehrausgaben 
* ohne Schuldendienst 
Quelle: Haushaltsrechnungen des Landes Schleswig-Holstein, eigene Berechnungen 

 
Nach den Haushaltsrechnungen verblieb in den Hauptgruppen 4, 5, 7 und 8 
immer ein Bodensatz nicht ausgegebener Haushaltsmittel. Im Durchschnitt 
der Jahre 2018 bis 2022 betrug dieser zusammen 566,7 Mio. €.  
 
Die hohen Mehrausgaben in der Hauptgruppe 6 sind insbesondere auf 
Zuweisungen zurückzuführen, die zunächst mit null im Haushaltsplan ver
anschlagt waren. Geleistet durften die Zuweisungen in Höhe bestimmter 
Einnahmen (z. B. Bundesmittel), die sich im Haushaltsvollzug ergaben. 
 
Mit den einmalig gekürzten Ressortbudgets 2023 wurden in den Haupt
gruppen 4, 5, 7 und 8 Finanzierungsbeiträge von insgesamt 23,5 Mio. € 
nachgewiesen. Dieser Wert lag deutlich unter dem durchschnittlichen  
Bodensatz von 566,7 Mio. €. 
 
Auch die 2023 ermittelte Deckungslücke von insgesamt 144 Mio. € lag ein-
deutig unter dem durchschnittlichen Bodensatz. Es war daher für die Res
sorts möglich, den Finanzierungsbeitrag aus titelscharf gekürzten Ausgabe-
mitteln anzubieten. 
 
Statt titelscharfer Kürzungen wären globale Kürzungen möglich gewesen, 
die die Ressorts im Rahmen der Rechnungslegung hätten nachweisen 
müssen. 
 

5.14 Nutzung neuer Stellen - unklar 
 
Die Stellenpläne und -übersichten zum Haushaltsplan weisen aus, wie viele 
Stellen die Ressorts in den jeweiligen Kapiteln je Besoldungs- und Entgelt-
gruppe besetzen können. In 2023 waren dies insgesamt 53.894 Stellen 
(ohne Wirtschaftsbetriebe). Der Haushaltsplan weist in der Obergruppe 42 
aus, wie viel Geld die Ressorts zur Bezahlung des Personals aufwenden 
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können. In 2023 standen insgesamt 3.124.701.300 € zur Verfügung. Die 
Ist-Ausgaben beliefen sich auf 3.065.219.608,72 €. 
 
Trotz dieser eindeutigen Zahlen ist unklar, wie viel Personal mit den Ist-
Ausgaben der Obergruppe 42 finanziert wird. Denn einige Stellen sind 
nicht mit vollzeitbeschäftigten Personen, andere überhaupt nicht besetzt. 
Es besteht ein Informationsdefizit dazu, in welchem Umfang die je Besol
dungs- und Entgeltgruppe zur Verfügung stehenden Stellen eines Kapitels 
tatsächlich genutzt werden. 
 
Darauf hat der LRH bereits mehrfach hingewiesen und Empfehlungen dazu 
ausgesprochen.1 Die Fragen der Fraktionen zum Haushaltsentwurf 2025 
verdeutlichen, dass auch weitere wichtige Informationen zur Beratung der 
Stellenpläne und -übersichten fehlen, insbesondere dazu, seit wann  
Stellen in den jeweiligen Besoldungs- und Entgeltgruppen unbesetzt sind.2 
 
Für den LRH war im Rahmen der Prüfung der Jahresrechnung 2023 von 
Interesse, wie sich die Nutzung der Stellen von 2022 zu 2023 entwickelt 
hat. Hierbei wurden auch die rund 1.600 zusätzlichen Stellen, die mit dem 
Haushalt 2023 geschaffen wurden, berücksichtigt. Die Nutzung der Stellen 
wurde zu den Stichtagen 31.12.2022 und 31.12.2023 ermittelt. 
 
Der Landtag, die Staatskanzlei und die Ministerien haben dem LRH mitge
teilt, wie viele Vollzeitäquivalente (VZÄ)3 zu den Stichtagen vorhanden  
waren. Den VZÄ gegenübergestellt wurden die zu den Stichtagen besetz
baren Stellen. Diese sind nicht zwangsläufig deckungsgleich mit den in 
Stellenplänen und -übersichten zum Haushaltsplan ausgewiesenen Stel
len. Denn im Laufe eines Haushaltsjahres können 
• kw-Vermerke (Wegfallvermerke) wirksam werden, 
• nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes zusätzliche Stellen ausgebracht 

werden, z. B. § 13 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 oder § 14 Abs. 18 HG 2023 oder 
• ressortübergreifend Stellen umgesetzt werden, hier insbesondere durch 

die Regierungsneubildung 2022. 
 
Soweit die ausgewiesenen Stellen durch einen Haushaltsvermerk nicht zu 
100 % besetzt werden dürfen oder bei befristeten Vakanzen wegen Per
sonalmangels eine befristete Nachbesetzung nicht möglich war, wurde 
dies in der nachfolgenden Darstellung berücksichtigt. 
 

                                                      
1  Bemerkungen 2022 des LRH, Nr. 9 und Bemerkungen 2024 des LRH, Nr. 6. 
2  Vgl. u. a. Umdrucke 20/3979, 20/3980, 20/3981. 
3  Die Vollzeitäquivalente messen die Anzahl der Beschäftigten und deren Arbeitszeit, um

gerechnet in Vollzeitbeschäftigte. 
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Die Nutzungsquote1 der besetzbaren Stellen je Einzelplan für 2022 stellt 
sich wie folgt dar: 

Nutzungsquote der Stellen 2022 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetz
bar am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Nutzungs
quote in % 

01 232 226,00 185,17 81,93 
03 404 481,00 395,84 82,30 
04 10.865 10.451,22 10.089,22 96,54 
05 5.165 5.156,50 4.540,61 88,06 
06 4.785 304,00 259,08 85,22 
07 22.452 26.919,50 26.503,92 98,46 
08 0 184,00 186,57 101,40 
09 6.227 6.393,47 5.995,13 93,77 
10 714 811,50 737,25 90,85 
13 1.384 1.190,50 1.000,24 84,02 
Summe 52.228 52.117,69 49.893,03 95,73 

Tabelle 19: Nutzungsquote der Stellen 2022 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

 
Insgesamt waren zum Jahresende rund 2.200 VZÄ nicht besetzt, d. h. die 
besetzbaren Stellen wurden zu fast 96 % genutzt. Das Ministerium für All
gemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bil
dungsministerium) und das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räu
me, Europa und Verbraucherschutz (Landwirtschaftsministerium) wiesen 
die höchsten Nutzungsquoten aus. Der Landtag und die Staatskanzlei 
nutzten die besetzbaren Stellen am wenigsten aus. 
 
2023 stellt sich die Nutzungsquote der besetzbaren Stellen je Einzelplan 
wie folgt dar: 

Nutzungsquote der Stellen 2023 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetz-
bar am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Nutzungs
quote in % 

01 242 238,00 191,53 80,48 
03 484 480,00 389,01 81,04 
04 10.763 10.702,82 10.348,53 96,69 
05 5.259 5.255,50 4.661,90 88,71 
06 328 317,00 279,58 88,20 
07 27.763 27.753,50 26.574,77 95,75 
08 554 551,50 462,90 83,93 
09 6.533 6.493,93 6.121,12 94,26 
10 875 873,50 762,09 87,25 
13 995 988,50 776,99 78,60 
Summe 53.796 53.654,25 50.568,42 94,25 

Tabelle 20: Nutzungsquote der Stellen 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

                                                      
1  Die Nutzungsquote gibt an, in welchem Umfang die am 31.12. eines Jahres besetzbaren 

Stellen durch am 31.12. eines Jahres vorhandene VZÄ genutzt werden. 
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Ende 2023 waren mehr als 3.000 VZÄ ungenutzt und die Nutzungsquote 
ist gegenüber 2022 um 1,5 %-Punkte zurückgegangen. In diesem Jahr 
nutzten das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport  
(Innenministerium) und das Bildungsministerium die besetzbaren Stellen am 
stärksten aus. Am anderen Ende der Nutzungsquote befanden sich erneut 
der Landtag sowie das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Um
welt und Natur (Umweltministerium). 
 
Ein Grund für den Rückgang der Nutzungsquote könnte im erheblichen 
Aufbau neuer Stellen liegen. Denn mit dem Haushalt 2023 wurden 
1.705 Stellen neu ausgewiesen und 137 Stellen abgebaut. Im Saldo um
fasste der Haushalt 1.568 Stellen mehr als im Vorjahr. 
 
Die Besetzungsquote1 der mit dem Haushalt 2023 neu ausgewiesenen 
Stellen je Einzelplan stellt sich für 2023 wie folgt dar: 
 

Besetzungsquote der neuen Stellen 2023 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetzt 
am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Besetzungs-
quote in % 

01 20 14 13,70 68,50 
03 19 10 10,00 52,63 
04 282 242 241,11 85,50 
05 98 66 65,80 67,14 
06 36 21 19,33 53,69 
07 849 831 819,41 96,51 
08 73 54 53,38 73,12 
09 145 121 117,90 81,31 
10 88 72 69,36 78,82 
13 95 33 32,67 34,39 
Summe 1.705 1.464 1.442,66 84,61 

Tabelle 21: Besetzungsquote der neuen Stellen 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

 
Ende 2023 waren von den 1.705 neuen Stellen 1.464 besetzt. Die Beset
zungsquote beläuft sich auf 85 %. Besonders zügig gelang es dem Innen-
ministerium und dem Bildungsministerium die neuen Stellen zu besetzen. 
125 Stellen konnten erst 2024 besetzt werden. Für 66 Stellen waren 2024 
die Besetzungsverfahren noch nicht abgeschlossen. Von den verbleiben
den 50 Stellen entfielen 26 auf das Umweltministerium. 5 dieser Stellen 
waren mit einem kw-Vermerk „31.12.2023“ versehen. Weitere 13 dieser 
Stellen wurden vor deren Besetzung im Haushaltsvollzug dem Landwirt
schaftsministerium übertragen und daher waren dem Umweltministerium 
keine Angaben möglich. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 

                                                      
1  Die Besetzungsquote gibt an, in welcher Anzahl die neuen Stellen am 31.12. eines Jahres 

besetzt waren. 
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Technologie und Tourismus (Wirtschaftsministerium) gab an, 11 neue 
Stellen nicht besetzen zu können, weil das Personalkostenbudget nicht 
ausreichte. 
 
Die Besetzungsquote für die neuen Stellen war mit 85 % geringer als die 
Nutzungsquote aller Stellen in 2023, die bei 94 % lag. Dies deutet darauf 
hin, dass der Rückgang der Nutzungsquote um 1,5 %-Punkte in 2023 zu
mindest auch auf die neuen Stellen zurückzuführen sein dürfte. 
 
Die Auswertung der Daten zur Besetzung der 2023 neu geschaffenen 
Stellen könnte u. a. darauf hinweisen, dass 
• der Stellenbedarf aufgrund der teilweise sehr langen Besetzungsver-

fahren weniger dringend war, 
• Stellen auf Vorrat geschaffen wurden, 
• Stellen geschaffen wurden, die möglicherweise benötigt wurden aber 

nicht finanziert waren. 
 
Der LRH empfiehlt daher, dass neue Stellen nur ausgewiesen werden soll
ten, wenn  
• deren Bedarf durch eine Personalbedarfsermittlung nachgewiesen wird 

und 
• deren Finanzierung sichergestellt ist. 
 
Zur Erhöhung der Transparenz und um dem Landtag eine bessere Ent
scheidungsgrundlage zu den Stellenplänen und -übersichten zu geben, 
empfiehlt der LRH zudem: 
• In den Kapiteln sind die VZÄ zu einem bestimmten Stichtag darzustel

len, getrennt nach Planstellen und Stellen. Sofern Planstellen mit Tarif
beschäftigten besetzt sind, sind diese VZÄ gesondert auszuweisen. 
Perspektivisch sollte die Darstellung in den Kapiteln je Besoldungs- und 
Entgeltgruppe erfolgen. 

• Spätestens mit Vorlage des Haushaltsentwurfs ist je Kapitel darzustel
len, welche Planstellen und Stellen seit wann unbesetzt sind. Darüber 
hinaus ist anzugeben, ob und ggf. wann eine Besetzung geplant ist. 
Diese Angaben wurden dem Landtag zu den Stichtagen 31.03. und 
30.09. bis 2021 als „Übersicht über unbesetzte Planstellen und Stellen“ 
zur Verfügung gestellt. Die Berichtspflicht war den Ressorts letztmalig 
mit dem Haushaltsführungserlass 2021 auferlegt.1 

  

                                                      
1  Erlass zur Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2021 vom 10.03.2021, Nr. 4.7. 
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